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Internationale Handelspolitik geprägt durch
nationales Sicherheitsdenken – Teil 2
Unternehmensinterne Trade Compliance-Organisation wird zunehmend global
komplexer

Unter Verweis auf den Leitspruch „America First“ rechtfertigen die USA ihre Außenhandelspolitik wiederholt
mit nationalen Sicherheitsinteressen. Die Konsequenzen der US-Strafzölle und der Sanktionen gegen den Iran
für die unternehmensinterne Trade Compliance-Organisation haben wir im Teil 1 (CB 2019, 186) des Beitrags
beleuchtet. In Teil 2 bleiben wir im Inland. Die Bundesregierung verschärft quasi im Jahresrhythmus die
Kontrolle ausländischer Investitionen. Die deutschen Reformen finden Rückhalt in dem jüngst in Kraft getre-
tenen Rahmen für die Überprüfung ausländischer Direktinvestitionen in der Union („EU-Rahmen“).

III. Stellschrauben der Investitionskontrolle werden
weiter angezogen*

Die Investitionsprüfung durch das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie („BMWi“) aufgrund der Regelungen des Außenwirt-
schaftsgesetzes („AWG“) und der dazu erlassenen Außenwirtschafts-
verordnung („AWV“) ist engmaschiger als je zuvor. Die Novellen stär-
ken die Rolle des BMWi und haben eine hohe praktische Relevanz.

1. Die Investitionsprüfung durch das BMWi im Überblick
Seit 2009 regelt die AWV zwei Investitionsprüfverfahren. Die Über-
nahme von inländischen Unternehmen, die zivile sicherheitsrelevante
Technologien in ihrem Portfolio haben, durch einen Investor mit Sitz
außerhalb der Europäischen Union oder der Europäischen Freihan-
delsassoziation („unionsfremde Investoren“) fällt unter die sektor-
übergreifende Investitionsprüfung (§§ 55 bis 59 AWV). Prüfungsmaß-
stab ist, ob der konkrete Erwerb durch den bestimmten Investor die
öffentliche Ordnung oder Sicherheit Deutschlands gefährdet. Dane-
ben kann das BMWi ausländische Investitionen sektorspezifisch ge-
mäß §§ 60 bis 62 AWV unter dem Gesichtspunkt der Gefährdung
wesentlicher Sicherheitsinteressen Deutschlands prüfen. Zu diesen
besonders sicherheitsrelevanten Unternehmen zählen verteidigungs-
relevante Technologien bestimmter Rüstungs- oder IT-Sicherheitsun-
ternehmen. Ähnlich dem Fusionskontrollverfahren ist die Investitions-
prüfung grundsätzlich zweistufig aufgebaut. In einer ersten Phase ent-
scheidet das BMWi über das „Ob“ der Prüfung. Das eigentliche Prüf-
verfahren findet in der zweiten Phase statt.

2. Novelle 2017 – Bundesregierung bestimmt besonders
schützenswerte Unternehmen

Mit der zum 18.7.2017 in Kraft getretenen Neunten Verordnung zur
Änderung der AWV1 hat die Bundesregierung die Regelungen der

AWV zu Investitionsprüfungen an die gestiegene Anzahl und Komple-
xität von prüfungsrelevanten Erwerbsfällen angepasst. Die Bundes-
regierung erlaubt dem BMWi seit dieser Novelle potentiell sicherheits-
relevante Transaktionen generell länger und damit umfassender zu
prüfen.
Inhaltlich konkretisierte die Bundesregierung den Anwendungsbe-
reich der sektorübergreifenden und erweiterte jenen der sektorspezi-
fischen Investitionsprüfung. Die im Katalog des § 55 Abs. 1 S. 2 AWV
aufgeführten Zielunternehmen sind nach Einschätzung der Bundes-
regierung besonders schützenswert. Hierzu gehören Unternehmen,
die Kritische Infrastrukturen betreiben, die branchenspezifische Soft-
ware zum Betrieb von Kritischen Infrastrukturen entwickeln, die mit
Überwachungsmaßnahmen nach § 110 des Telekommunikationsge-
setzes betraut sind, die Cloud-Computing-Dienste erbringen oder mit
der Telematikinfrastruktur im Gesundheitssektor befasste Unterneh-
men. Der Erwerb dieser Unternehmen durch einen unionsfremden
Investor begründet regelmäßig eine Gefahr für die öffentliche Ord-
nung oder Sicherheit, sodass den Investor gemäß § 55 Abs. 4 AWV
eine Meldepflicht trifft.
Zum Schutz einer ausreichenden militärischen Sicherheitsvorsorge
erstreckte die Bundesregierung zudem die sektorspezifischen Inves-
titionsprüfregeln in § 60 Abs. 1 Nrn. 4, 5 AWV auf die wehrtechni-
schen Schlüsseltechnologien Aufklärung (insbesondere Sensorik)
und Unterstützung.
Für eine ausführliche Besprechung der AWV-Novelle mit Gestaltungs-
hinweisen für die Transaktionspraxis verweisen wir auf den Beitrag
Haak/Thiemann, CB 2017, 431.

* Die Gliederung des Beitrags schließt nahtlos an die Gliederung zu Teil 1 an.
1 BAnz AT 17.7.2017 V1.
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3. Novelle 2018 –Medienunternehmen als neues Regelbeispiel
und Absenkung der Prüfeintrittsschwelle

Mit Wirkung zum 29.12.2018 trat die Zwölfte Verordnung zur Ände-
rung der AWV in Kraft.2 Danach gilt für Erwerbe von besonders ver-
teidigungsrelevanten Unternehmen (§ 60 Abs. 1 AWV) sowie von Un-
ternehmen, die bestimmte, besonders sicherheitsrelevante zivile In-
frastrukturen betreiben oder Leistungen im Umfeld solcher Infrastruk-
turen erbringen (§ 55 Abs. 1 S. 2 AWV), eine niedrigere Prüfeintritts-
schwelle. Überdies werden bestimmte Medienunternehmen als
sechstes Regelbeispiel in § 55 Abs. 1 S. 2 AWV genannt.

a) Niedrige Prüfeintrittsschwelle für besonders schützenswerte
Unternehmen

Vor der AWV-Novelle im Dezember 2018 war die Zuständigkeit des
BMWi davon abhängig, dass ein ausländischer (§ 60 Abs. 1 AWV) oder
unionsfremder Investor (§ 55 AWV) mindestens 25% der Stimmrechte
an einem in Deutschland ansässigen Unternehmen erwerben wollte.
Stimmrechtsbeteiligungen unterhalb dieser Schwelle waren vom An-
wendungsbereich beider Investitionsprüfverfahren ausgenommen.
Diese Eintrittsschwelle war an die Überlegung geknüpft, dass dem
präsumtiven Investor mangels Sperrminorität eine hinreichende Ein-
flussmöglichkeit auf die Unternehmenspolitik fehle. Sicherheitsinte-
ressen Deutschlands galten grundsätzlich als nicht tangiert.
Für Ausnahmen von dieser Regel waren dem BMWi aber keine Kom-
petenzen eingeräumt worden – ein Regelungsdefizit, wie sich im Som-
mer 2018 herausstellte. Auf Antrag des Freistaats Bayern hatte zwar
schon im April 2018 der Bundesrat eine Absenkung der Prüfeintritts-
schwelle angemahnt,3 eigentlicher Reformauslöser war aber die ver-
suchte Übernahme eines zum Verkauf stehenden 20%-Anteils am
Energieversorger 50Hertz durch den chinesischen Staatskonzern Sta-
te Grid Corporation of China („SGCC“). 50Hertz ist einer von vier
Übertragungsnetzbetreibern in Deutschland. Die Einordnung des
Übertragungsnetzes als Kritische Infrastruktur gemäß § 55 Abs. 1
S. 2 Nr. 1 AWV i. V.m. § 2 Abs. 10 des Gesetzes über das Bundesamt
für Sicherheit in der Informationstechnik („BSI-Gesetz“), § 2 Abs. 1
Nr. 1 und Anhang 1 Teil 3 Nr. 1 der Verordnung zur Bestimmung
Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz („BSI‑KritisV“) stand
nicht in Frage. Eine Investitionsprüfung nach der AWV scheiterte den-
noch an der Prüfeingriffsschwelle von 25%. Die Bundesregierung sah
sich aus „sicherheitspolitischen Erwägungen“4 gezwungen, eine „Brü-
ckenlösung“5 unter Einbindung der Kreditanstalt für Wiederaufbau
(„KfW“) zu konzipieren, um den Verkauf des Anteilspakets durch
den Investmentfond IFM an SGCC zu verhindern. Dafür musste zu-
nächst der Mehrheitseigner von 50Hertz, das belgische Versorgungs-
unternehmen Elia, davon überzeugt werden, von seinem Vorkaufs-
recht Gebrauch zu machen. Danach veräußerte Elia zu gleichen Kon-
ditionen das Anteilspaket an die KfW.
Im Dezember 2018 verabschiedete die Bundesregierung schließlich
eine Änderung von §§ 56 Abs. 1 und 60 Abs. 1 AWV sowie ergänzend
§ 60a AWV. Von einer Einflussmöglichkeit des Investors auf das deut-
sche Unternehmen geht die Bundesregierung danach in Anlehnung
an die Benchmark-Definition der OECD aus dem Jahr 2008 bei Betei-
ligungen von mindestens 10% aus. Bei den besonders schützenswer-
ten Unternehmen gemäß § 55 Abs. 1 S. 2 oder § 60 Abs. 1 AVVV ist
die Prüfung durch das BMWi deshalb bereits ab einem Erwerb von
mindestens 10% der Stimmrechte möglich.
Schon vor der jüngsten AWV-Novelle war die Prüfungskompetenz des
BMWi nicht davon abhängig, dass der Investor nach der Transaktion
das Zielunternehmen „kontrolliert“. Mit der Absenkung der Prüfein-

trittsschwelle von 25 auf 10% wird die Meldepflicht und die Zustän-
digkeit des BMWi bei Unternehmenserwerben im Bereich von vertei-
digungsrelevanten Unternehmen, Kritischen oder bestimmten ande-
ren zivilen sicherheitsrelevanten Infrastrukturen zielgerichtet erwei-
tert. Im Übrigen gilt die Prüfeintrittsschwelle von 25% fort (vgl. § 56
Abs. 1 Nr. 2 AWV). Für beide Schwellenschwerte sind umfassende
Zurechnungsgrundsätze bei der Berechnung der Stimmrechtsanteile
zu berücksichtigen, vgl. §§ 56 Abs. 2 und 3, 60a Abs. 2 und 3 AWV.
Kann eine Meldepflicht nicht rechtssicher ausgeschlossen werden,
sollte zumindest eine Unbedenklichkeitsbescheinigung gemäß § 58
AWV beantragt werden. Andernfalls stehen die Rechtswirkungen des
schuldrechtlichen Erwerbsgeschäfts für fünf Jahre unter der auflösen-
den Bedingung einer Untersagung, vgl. § 55 Abs. 3 AWV, § 15 Abs. 2
AWG. Unterfällt die Transaktion der sektorspezifischen Investitions-
prüfung gilt der schuldrechtliche Vertrag gemäß § 15 Abs. 3 AWG
sogar als schwebend unwirksam.

b) Medienunternehmen sind besonders schützenswert
Mit der jüngsten AWV-Novelle hat die Bundesregierung als Verord-
nungsgeber erneut von ihrer Einschätzungsprärogative Gebrauch ge-
macht.6 Sie misst dem Erwerb bestimmter Medienunternehmen
durch unionsfremde Investoren ein abstrakt höheres Gefährdungspo-
tential zu. Das bedeutet nicht, dass Medienunternehmen per se si-
cherheitsrelevant sind. Eine besondere Sicherheitsrelevanz wird nach
§ 55 Abs. 1 S. 2 Nr. 6 AWV bei den Unternehmen der Medienwirt-
schaft angenommen, die zur öffentlichen Meinungsbildung beitragen
und sich durch besondere Aktualität und Breitenwirkung auszeichnen.
Es handelt sich um einen offenen Rechtsbegriff. Ob im konkreten
Einzelfall der Erwerb des Medienunternehmens durch den bestimm-
ten Investor eine Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit
darstellt, ist Gegenstand des Prüfverfahrens.
Mit der Klassifizierung der Medienbranche als besonders schützens-
wert, orientiert sich die Bundesregierung an der Einschätzung des
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat („BMI“). Am
29.3.2019 hat das BMI einen Referentenentwurf zum geplanten IT-
Sicherheitsgesetz 2.0 in die Ressortabstimmung eingebracht. Danach
zählen die Medien zu der neuen Kategorie „Infrastrukturen im beson-
deren öffentlichen Interesse“.7

Die Nennung der „Medienwirtschaft“ als sechstes Regelbeispiel in
§ 55 Abs. 1 S. 2 Nr. 6 AWV ist nicht konstitutiv für die Durchführung
von Investitionsprüfungen in diesem Sektor. Der Erwerb eines Me-
dienunternehmens durch einen unionsfremden Investor war vor der
AWV-Novelle gemäß § 55 Abs. 1 S. 1 AWV prüfbar. Neu ist, dass die
Meldepflicht nach § 55 Abs. 4 AWV gilt. Zudem greift die neue Prü-
feintrittsschwelle von 10% nach § 56 Abs. 1 Nr. 1 AWV.

2 BAnz AT 28.12.2018 V1.
3 Entschließung des Bundesrats v. 27.4.2018, BR-Drs. 78/18.
4 BMWi, BMF, Gemeinsame Pressemitteilung v. 27.7.2018, Netze und Netzaus-

bau, KfW erwirbt im Auftrag des Bundes temporär Anteil am deutschen Über-
tragungsnetzbetreiber 50Hertz.

5 Die Anteile sollen perspektivisch weiterveräußert werden.
6 Dr. Volker Treier Vertreter des DIHK hat in der Öffentlichen Anhörung des

Ausschusses für Wirtschaft und Energie am 20.3.2019, Protokoll-Nr. 19/34
„eine gewisse [.. .] Kritik“ geäußert, dass die die Änderungen der AWV ohne die
Einbeziehung des Deutschen Bundestages erfolgten.

7 Referentenentwurf des BMI, Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Erhöhung der
Sicherheit informationstechnischer Systeme (IT-Sicherheitsgesetz 2.0 – „IT-
SiG 2.0“), S. 43.
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4. EU redet künftig im Investitionsprüfverfahren nach der AWV
mit

Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker erklärte 2017 in seiner
Rede zur Lage der Union: „Lassen Sie es mich ein für alle Mal sagen:
Wir sind keine naiven Freihändler. Europa muss immer seine strate-
gischen Interessen verteidigen. Deshalb schlagen wir heute einen
neuen europäischen Rahmen zur Überprüfung von Investitionen vor,
ein ‚Investment Screening‘, [. . .].“ Mit Veröffentlichung der Verord-
nung (EU) 2019/452 ist das Gesetzgebungsverfahren zu diesem Vor-
schlag abgeschlossen. Der EU-Rahmen ist am 10.4.2019 offiziell in
Kraft getreten. Inhaltlich konkretisiert der EU-Rahmen die Eingriffs-
befugnisse der Mitgliedstaaten unter Verweis auf den Schutz der
Sicherheit oder öffentlichen Ordnung. Für die sektorspezifische Inves-
titionsprüfung ergeben sich keine Änderungen. Außerdem wird ein
Kooperationsmechanismus eingerichtet.

a) Konkretisierung des Begriffs der öffentlichen Sicherheit
Die Begriffe Sicherheit oder öffentliche Ordnung in § 55 Abs. 1 AWV
sind unionsrechtlich geprägt. Zur Orientierung bei der Ausfüllung des
Beurteilungsspielraums enthält Art. 4 Verordnung (EU) 2019/452
eine nicht erschöpfende Liste von Faktoren, die bei der Investitions-
prüfung berücksichtigt werden können. Relevant sein können unter
anderem die Auswirkungen der ausländischen Investition auf
– Kritische Infrastrukturen (Energie, Verkehr, Wasser, Gesundheit,

Kommunikation, Medien, Datenverarbeitung oder -speicherung,
Luft- und Raumfahrt, Verteidigung, Wahlen oder Finanzen) ein-
schließlich der Grundstücke und Immobilien, die für die Nutzung
dieser Infrastrukturen von entscheidender Bedeutung sind;

– Kritische Technologien und Dual-Use Güter (KI, Robotik, Halbleiter,
IT-Sicherheit, Luft- und Raumfahrt, Verteidigung, Energiespeiche-
rung, Quanten-, Nuklear-, Nano- und Biotechnologien);

– die Versorgung mit kritischen Ressourcen;
– den Zugang zu/die Kontrolle von sensiblen Informationen;
– die Freiheit und Pluralität der Medien.

Die Mitgliedstaaten können zudem berücksichtigen, ob der auslän-
dische Investor von staatlichen Stellen kontrolliert oder finanziell un-
terstützt wird.

b) Die Beteiligung der Kommission und anderer Mitgliedstaaten
Art. 6 bis Art. 8 Verordnung (EU) 2019/452 regeln die Kooperation
unter den EU-Mitgliedstaaten und der Kommission. Der neue Koope-
rationsmechanismus trägt dem Umstand Rechnung, dass mögliche
Sicherheitserwägungen bei ausländischen Investitionen regelmäßig
nicht auf den Mitgliedstaat beschränkt sind, wo die Zielgesellschaft
ihren Sitz hat. Deshalb sollen alle Mitgliedstaaten, die ihre Sicherheit
oder öffentliche Ordnung durch die Transaktion beeinträchtigt sehen
oder sonstige sicherheitsrelevante Informationen besitzen, die Mög-
lichkeit haben, Kommentare zu übermitteln.
Die Kommission kann in den Fällen Stellungnahmen abgeben, in de-
nen die Sicherheit oder öffentliche Ordnung mehrerer Mitgliedstaaten
betroffen ist oder in denen sich eine ausländische Investition auf ein
Projekt von Unionsinteresse auswirken könnte. Projekte von Unions-
interesse sind im Anhang der Verordnung (EU) 2019/452 aufgeführt.
Dazu zählen insbesondere Programme, die in erheblicher Höhe aus
Unionsmitteln finanziert werden, wie etwa Horizont 2020. Die Ent-
scheidungshoheit der Mitgliedstaaten wird jedoch im Ergebnis nicht
tangiert.
Durch die Einbindung anderer Mitgliedstaaten und der Kommission

dürfte sich das Prüfverfahren nach der AWV weiter in die Länge zie-
hen. Vereinfacht dargestellt: Plant das BMWi eine Investitionsprüfung
durchzuführen, muss Deutschland zunächst die Kommission und die
Mitgliedstaaten informieren. Diese müssen sodann innerhalb von 15
Kalendertagen ihre Absicht mitteilen, dass sie Kommentare oder eine
Stellungnahme abgeben wollen. Die Frist für die Abgabe solcher Ein-
gaben beträgt insgesamt 35 Kalendertage. Die Kommission kann
überdies innerhalb von fünf Kalendertagen eine Stellungnahme zu
Kommentaren anderer Mitgliedstaaten abgeben.
Deutschland und die anderen Mitgliedstatten haben bis Oktober
2020 Zeit, um die notwendigen Vorkehrungen für die Anwendung
der neuen Rahmenregeln zu treffen.8

5. Welche Rolle spielen industriepolitische Interessen?
Zum Stichwort „Staatsfonds“ lässt sich eine Diskussion aus zwei
Blickwinkeln führen. Die Ankündigung Chinas, einen Teil ihrer Devi-
senreserven einem Staatsfonds zu übertragen, löste im Jahr 2007
eine Diskussion über Beschränkungen der Beteiligung ausländischer
Staatsfonds (Sovereign Wealth Fonds) an der heimischen Industrie
aus. Ein vorläufiges Ende fand diese Diskussion 2009 mit der Einfüh-
rung der sektorübergreifenden Investitionsprüfung.
Schon damals stand freilich die Idee im Raum die heimische Industrie
durch einen deutschen Staatsfonds vor dem Zugriff ausländischer
Investoren zu schützen. Nach der damaligen Konzeption sollten pri-
vate Mittel der deutschen Finanzbranche verwendet werden, mit dem
Ziel, eine staatlich kontrollierte „Kapitalsammelstelle“ einzurichten,
die strategisch wichtige Firmen vor unliebsamen Auslandsinvestoren
absichern würde. Es ist bezeichnend, dass der Sachverständigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sich er-
freut zeigte, dass diese Idee zu „den Akten gelegt“ wurde.9

Mehr als zehn Jahre später, holt Bundeswirtschaftsminister Altmaier
diese Idee mit neuem Konzept und neuer Stoßrichtung aus den Akten
hervor. Die im Februar 2019 veröffentlichte Nationale Industriestra-
tegie 2030 sieht vor, dass der Staat aus industriepolitischen Gründen
eine Beteiligungsfazilität schafft, um sich selbst an Unternehmen zu
beteiligen.10 Ergänzend zu dem Instrument der Investitionsprüfung
nach der AWV soll der Beteiligungsfonds als Mechanismus eingesetzt
werden, um die technologische Souveränität der deutschen Industrie
weiter zu gewährleisten und zu schützen. In „sehr wichtigen Fällen“
soll nach den Vorstellungen des BMWi der Staat „für einen befristeten
Zeitraum“ selbst als Erwerber von Unternehmensanteilen auftreten
können. Insgesamt dürfe sich der Anteil staatlicher Beteiligungen
langfristig aber nicht erhöhen.
Das Strategiepapier hat eine gewollte11 lebhafte Diskussion ausge-
löst, ob und wie die Bundesregierung eine aktivere Industriepolitik im
globalen Wettbewerb verfolgen sollte.12 Selbst wenn die Idee des
Staatsfonds wieder zu den Akten gelegt wird, sind die industriepoliti-

8 Die Verordnung (EU) 2019/452 gilt gemäß Art. 17 ab dem 11.10.2020.
9 Jahresgutachten 2007/08, Ziff. 675.

10 Nationale Industriestrategie 2030. Strategische Leitlinien für eine deutsche
und europäische Industriepolitik, Februar 2019, S. 13.

11 Die Bundesregierung betrachtet das Strategiepapier als „ersten Aufschlag“ für
einen Dialog mit Vertretern aus Industrie, Wirtschaft, Gewerkschaften, Wis-
senschaft, der Fraktionen des Bundestages und der Bundesländer. Im An-
schluss daran soll die überarbeitete Strategie innerhalb der Bundesregierung
abgestimmt und vom Bundeskabinett als Regierungsstrategie beschlossen
werden, vgl. Antwort der Bundesregierung v. 29.3.2019 (Drucksache 19/
8917) auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Reinhard Houben, Michael
Theurer, Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP.
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schen Interessen weiter präsent. Sie werden bei der Investitionsprü-
fung nach der AWV im Hintergrund eine Rolle spielen. Darauf müssen
sich alle Beteiligten bei der Transaktionsplanung einstellen.

6. Bedeutung der Investitionsprüfung wächst stetig
Mit Blick darauf, dass der handelspolitische Diskurs in jüngster Zeit
von Sicherheitsinteressen geprägt ist, steht die Bedeutung der Inves-
titionskontrolle kaum hinter jener der Fusionskontrolle zurück. Im
Zuge einer grenzüberschreitenden Transaktion sind durch die Betei-
ligten nicht nur das Fusionskontrollrecht, sondern auch die Regelun-
gen der AWV zur Investitionsprüfung (und unter Umständen weitere
Investitionskontrollregime13) zu prüfen. Die veränderten Rahmenbe-
dingungen sollten bei der (zeitlichen) Planung grenzüberschreitender
Investitionen angemessen berücksichtigt werden. Andernfalls leidet
die Transaktions- und damit die Investitionssicherheit.
Der grenzüberschreitenden Transaktion unter Umständen entgegen-
stehende Sicherheitsbedenken sind im Rahmen der Due Diligence zu
klären. Zentrale Aspekte sind:
– Sicherheitsrelevanz der Zielgesellschaft: In einem ersten Schritt ist

zu prüfen, ob das Produkt- oder Dienstleistungsportfolio der Ziel-
gesellschaft zu den sicherheitsrelevanten (wehrtechnischen)
Schlüsselbereichen gemäß den Katalogen in § 55 Abs. 1 S. 2
AWV oder § 60 Abs. 1 AWV zählt und die Transaktion damit mel-
depflichtig ist. Selbst wenn danach eine generelle Sicherheitsrele-
vanz ausscheidet, ist im zweiten Schritt zu prüfen, ob das BMWi
aus vergleichbaren oder anderen Gründen zu dem Urteil kommen
könnte, dass die Zielgesellschaft schützenswert sei. Für die gebo-
tene umfassende Qualifizierung der Sicherheitsgefahren sind In-
formationen über den Kundenkreis und die Wettbewerber der Ziel-
gesellschaft zu erheben. Kritisch zu werten wäre z.B. eine Ge-
schäftsbeziehung mit einem deutschen Rüstungsunternehmen.
Gegen eine Sicherheitsgefahr spräche wiederum, wenn die Pro-
dukte des Zielunternehmens durch deutsche Wettbewerber hin-
reichend substituierbar sind.

– Einfluss eines Drittstaates: Die mögliche Sicherheitsgefahr wird
durch die Umstände der ausländischen Investition mitbestimmt.
Aufzuklären ist, ob der ausländische Investor von der Regierung,
einschließlich staatlicher Stellen oder der Streitkräfte eines Dritt-
staats, aufgrund der Eigentümerstruktur oder in Form beträcht-
licher Finanzausstattung, kontrolliert wird.

In Zweifelsfällen sollte frühzeitig der Kontakt mit den zuständigen
Mitarbeitern im BMWi gesucht und zusätzlich – abhängig vom Ergeb-
nis des informellen Austausches – ein Antrag auf Erteilung einer Un-
bedenklichkeitsbescheinigung gestellt werden. Etwaige Untersa-
gungs- und Auflagenrisiken sind soweit möglich vertraglich abzubil-
den.
Eine Untersagung gemäß § 59 Abs. 1 AWV oder § 62 AWV ist ultima
ratio. Als milderes Mittel kommt der Abschluss eines öffentlichen
Vertrages in Betracht. Darin werden bestimmte Maßnahmen geregelt,
die den Sicherheitsbedenken abhelfen sollen. Solche Vertragsver-
handlungen sind intensiv vorzubereiten und zu begleiten, weil sie
ansonsten das Prüfverfahren erheblich weiter in die Länge ziehen.

Für die Dauer der Verhandlungen ist der Ablauf der Prüffristen ge-
hemmt, vgl. §§ 59 Abs. 2 AWV, 62 Abs. 2 AWV.

IV. Zusammenfassung

Die Anforderungen an die unternehmensinterne Trade Compliance-
Organisation werden zunehmend global komplexer. Parallel dazu neh-
men politische Unwägbarkeiten zu. Zwar kann die staatliche Souve-
ränität bei der Definierung von Sicherheitsstandards nicht in Zweifel
gezogen werden, aber der Grat zwischen Marktabschottung und Si-
cherheitsvorsorge ist schmal. Unternehmen können sich immer we-
niger darauf verlassen, dass dieser Grad nicht überschritten wird.
Umso wichtiger ist eine zuverlässige Trade Compliance-Organisation,
die den Herausforderungen eines globalen Welthandels gewachsen
ist. Dabei sind eben nicht nur die Exportkontrolle, Sanktionen und
Embargos sowie Zölle gegenwärtig sehr dynamisch, sondern eben
auch die Regelungen zur Überprüfung ausländischer Direktinvestitio-
nen.
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12 Zur Kritik vgl. exemplarisch das Schreiben des Wissenschaftlichen Beirats
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